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Bericht Uber die 223. Sitzung des ABA
am 31. Mai 2010 in Miinchen

Zusammenfassung

Die 223. Sitzung des ABA (Allgemeiner Beratender Ausschuss) war die vierte Sitzung, zu der der
ABA 2010 zusammentrat. Auf der Tagesordnung der Uberraschend einberufenen Sitzung standen
zwei Dokumente, die beide die Finanzierung des Krankenversicherungssystems betrafen.

Einfihrung

Das Thema war erstmals in der 219. Sitzung
des ABA erortert worden und dann erneut in
der 221. Sitzung, in der der ABA eine begriin-
dete Stellungnahme abgegeben sollte

(s. unsere Berichte Uber diese Sitzungen). Wie
in unserem Bericht Gber die 221. Sitzung
erwahnt, war die zur Verfigung stehende Zeit
jedoch in Anbetracht der Komplexitat des
Themas viel zu kurz bemessen.

Daher beschwerten wir uns nach der Sitzung in
einem Schreiben an die Prasidentin Uber diese
Behandlung des ABA. Darin bedauerten wir,
dass sie infolge der zu knappen Beratungszeit
nur ein tendenzidses Feedback des ABA erhal-
ten werde. Wir betonten, dass es falsch ware,
die Konsultation als abgeschlossen zu betracht-
en, und rieten ihr, den ABA-Vorsitzenden um

die Einberufung einer weiteren Sitzung zu bitten,

damit die erforderliche Zeit fir die Abgabe einer
ordnungsgemal begriindeten Stellungnahme
zur Verfuigung stehe.

Die Prasidentin hielt unser Schreiben einer
Antwort nicht fur wirdig, doch verstehen wir die
nun einberufene Sitzung als Anerkenntnis, dass
die Beratungen der 221. Sitzung in der Tat
mangelhaft waren.

Fur die jetzige Sitzung legte die Prasidentin

zwei Dokumente zum Thema Krankenversiche-
rung vor. Eines war eine Uberarbeitete Fassung
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des Dokuments aus der 221. Sitzung, das
andere betraf die Einsetzung eines Kranken-
versicherungsbeirats.

Vor der Sitzung wurde uns mitgeteilt, dass die
vom Prasidenten bestellten Mitglieder Herrn
Edfjall, den ehemaligen Vizepréasidenten GD 4,
als Sachverstandigen der Amtsleitung zur
Sitzung eingeladen hatten. Zu Sitzungsbeginn
betonte er jedoch, dass er nicht in dieser
Funktion, sondern im Auftrag der Vereinigung
der Pensionare und zur Vertretung von deren
Interessen anwesend sei. Sollte vorgesehen
sein, dass er als Sachverstandiger der Amts-
leitung auftrete, werde er die Sitzung sofort
verlassen. Das filhrte zu einer amiisanten
Diskussion unter den vom Prasidenten
bestellten ABA-Mitgliedern Uber die Funktions-
weise des ABA, die Konsultation der Pensio-
nare und darlber, welchen Status Herr Edfjall
gegebenenfalls in der Sitzung haben solle. Um
ihnen die Moglichkeit zu geben, sich tber das
weitere Vorgehen zu einigen, verlie3en wir (und
Herr Edfjall) den Raum. Schlie3lich kamen die
vom Prasidenten bestellten Mitglieder zu dem
Ergebnis, dass der Status von Herrn Edfjall in
der Tat der eines von der Amtsleitung bestellten
Sachverstandigen sei und sein Sachwissen
darin bestehe, den Standpunkt der Pensionare
zu vertreten. Das fand auch Herr Edfjall selbst
akzeptabel und blieb. Die (auch von uns
geteilte) Meinung des Zentralen Personalaus-
schusses zur Vertretung der Interessen der
Pensionare ist, dass sie in Fragen, die sie direkt



betreffen (wie z. B. die Krankenversicherung),
das Recht auf Konsultation haben sollten. Dies
darf jedoch nicht zu Lasten der Konsultations-
rechte der aktiven Bediensteten im Allgemeinen
und der Personalvertretung im Besonderen
gehen.

Zu beachten ist, dass diese Sitzung urspriing-
lich nicht geplant war und in der Ferienzeit
einberufen wurde. Tatséchlich war der Vorsit-
zende im Urlaub und somit verhindert. Gemaf
Geschaftsordnung wurde er durch ein vom
Prasidenten bestelltes Mitglied vertreten, das
Beamter des Amts ist. Auf diese Sitzung treffen
also die Einwande gegen die (unseres Erach-
tens regelwidrige) Zusammensetzung des ABA
in diesem Jahr, die wir bislang zu Beginn aller

diesjahrigen Sitzungen erhoben haben, nicht zu.

EinfiUhrung eines Kapitaldeckungssystems
zur Finanzierung der Krankenversicherung

Dieses Thema ist im Amt intensiv diskutiert
worden, unter anderem auf Podiumsdiskussio-
nen in Minchen und Den Haag, und auch der
ABA hat sich bereits in zwei Sitzungen damit
befasst, sodass wir davon ausgehen, dass die
Hintergrinde den Lesern bekannt sind (s. auch
unsere Berichte Uber frihere ABA-Sitzungen).
Dennoch sei noch einmal erwéhnt, dass die
hierfir anberaumte Zeit in der 221. ABA-
Sitzung voéllig unzureichend war. Das Dokument
selbst wurde in dieser Sitzung tUberhaupt nicht
besprochen! Stattdessen erlauterte ein Versi-
cherungsmathematiker des Amts die Hinter-
grinde des Vorschlags. Deswegen wandten
wird uns, wie oben erwahnt, in einem Schreiben
an die Prasidentin und teilten ihr mit, dass es
falsch wére, die Konsultation als abgeschlossen
zu betrachten.

Zur jetzigen ABA-Sitzung legte die Amtsleitung
zunéchst eine "Rev. 1"-Fassung des in der

221. Sitzung unterbreiteten CA-Dokuments vor,
die noch vor der Sitzung durch eine "Rev. 2"-
Fassung ersetzt wurde. In der Zwischenzeit
wurde dem Verwaltungsrat tbrigens via
MICADO noch ein Korrigendum tbermittelt. Wie
schon zuvor sind in dem Dokument die
Anderungen in Artikel 83 des Statuts (der die
Krankenversicherung regelt) dargelegt, die zur
Einfihrung eines versicherungsmathematisch
finanzierten Krankenversicherungssystems
notwendig sind. Und wie schon zuvor fehlten die
sonstigen Anderungen, die erforderlich sind, um
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ein solches System tatsachlich einzufiihren, und
die bislang noch nicht vollstéandig geklart sind.

Gegenuber der friiheren Fassung sind im
einleitenden Teil | einige redaktionelle Anderun-
gen vorgenommen worden. Im Teil I, dem
Beschlussentwurf, ist Artikel 3 mit Ubergangs-
bestimmungen fiir die Jahre 2011 bis 2013
hinzugekommen. Artikel 4, der das Inkrafttreten
des Beschlusses regelt, ist geandert und der
bisherige (redaktionell gednderte) Artikel 3 ist in
Artikel 5 umnummeriert worden. Demzufolge
enthielt die "Rev. 2"-Fassung nach unserer
Auffassung keine grundlegenden Anderungen
gegenluber dem urspringlichen Vorschlag, der
in der 221. ABA-Sitzung vorgelegt worden war.

Wahrend der Beratung schlugen die vom
Prasidenten bestellten Mitglieder dann aber
Anderungen in den Artikeln 1, 3 und 4 des
Beschlussentwurfs vor! Artikel 2 betrifft nur
eine geringfugige Korrektur der deutschen
Fassung von Artikel 83 (2) c) Statut, die
keine direkte Bedeutung fir den Vorschlag
hat, und Artikel 5 die Ersetzung der Begriffe
"sickness insurance" und "assurance-
maladie” durch "healthcare insurance" bzw.
"assurance soins de santé" in allen Amts-
exten. Mit anderen Worten, schlugen die
vom Prasidenten bestellten Mitglieder
Anderungen in allen zentralen Artikeln des
Beschlussentwurfs vor!

Wir haben stets betont (sowohl in der 221.
als auch in der jetzigen Sitzung), dass es flr
eine Umsetzung des Vorschlags zu frih ist,
solange nicht alle fir seinen Erfolg unerlass-
lichen Begleitmalinahmen eingefihrt sind.
Die Tatsache, dass die Amtsleitung in der
Sitzung weitere Anderungen vorschlug,
werten wir als weitere Bestatigung, dass der
Vorschlag noch nicht umsetzungsreif ist!
AulRerdem verwiesen wir darauf, dass in
Anbetracht der vorgeschlagenen Anderun-
gen wahrscheinlich weitere Konsultationen
notwendig seien, denn sollte die Prasidentin
die von ihren eigenen Mitgliedern vorge-
schlagenen Anderungen berticksichtigen,
wirde sich das Dokument maf3geblich von
dem unterscheiden, zu dem sie urspringlich
eine Stellungnahme des ABA erbeten hatte.

Wie schon in der 221. ABA-Sitzung gaben
wir eine negative Stellungnahme zu dem
Vorschlag ab. Da die meisten der in unserer



friheren Stellungnahme angefiihrten Griinde
in Bezug auf den aktuellen Vorschlag nach
wie vor Bestand haben, figten wir diese der
schriftlichen Stellungnahme an, die wir im
Anschluss an die 223. Sitzung einreichten.
AulRerdem flugten wir eine Liste mit Anmer-
kungen hinzu, die sich im Laufe der 223. Sit-
zung zu dem Dokument ergeben hatten.
Insbesondere hoben wir Diskrepanzen im
Dokument selbst sowie zwischen diesem
und anderen (CA-)Dokumenten hervor. Wir
wiesen auch darauf hin, dass die Amtslei-
tung unserer Meinung nach dem Rat ein
falsches Bild von der Dringlichkeit der Ange-
legenheit vermittelt. Au3erdem baten wir die
Prasidentin, dem Rat die vollstdndige Stell-
ungnahme des ABA vorzulegen und nicht
nur eine selektive Zusammenfassung davon.

Zudem ist der jetzige Vorschlag nicht an die
Situation des Amts und seiner Bediensteten
angepasst, sondern durfte lediglich eine
Kostenexplosion in Deutschland beglinstigen
und damit diesem einen Sitzstaat zum Vorteil
gereichen. Das wurde bedeuten, dass die
Bediensteten in Den Haag, die das System
bereits jetzt betrachtlich subventionieren,
kunftig fir einen noch gréReren Teil der in
Deutschland anfallenden Kosten aufkommen
mussten. Das gefahrdet den sozialen Frieden in
Den Haag erheblich. Leider wird das von den
Zustandigen noch nicht einmal als Problem
gesehen, die - wenig Uberraschenderweise -
zum Grof3teil in Minchen tatig sind.

Daher verwiesen wir in unserer Stellungnahme
auf mehrere Versprechen von Frau Brimelow,
dies vor der Umsetzung "zu klaren" und den
Vorschlag nicht Uberstirzt auf der Junitagung
des Verwaltungsrats zu prasentieren, falls mehr
Zeit bendtigt werden sollte. Mehr Zeit ist tat-
sachlich nétig, es sei denn, Frau Brimelow will
ihrem Nachfolger "das Leben schwer machen"
oder er hat sie gar gebeten, diese Angelegen-
heit aus dem Weg zu schaffen, bevor er die
Leitung des Amts Ubernimmt.

Die vom Prasidenten bestellten Mitglieder
gaben eine positive Stellungnahme zu dem
Vorschlag ab, schlugen aber, wie bereits
erwahnt, mehrere Anderungen vor.
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Krankenversicherungsbeirat

Ein Teil des Plans der Amtsleitung fur die
Umstrukturierung der EPA-Krankenversiche-
rung ist die Einsetzung eines "Krankenversi-
cherungsbeirats". Geplant ist, diesem Beirat die
Abgabe von Empfehlungen und Stellungnah-
men zu Ubertragen und dadurch die Konsul-
tation des ABA in samtlichen Krankenver-
sicherungsfragen zu ersetzen.

Als wir dieses Dokument erhielten, waren wir
ziemlich entsetzt tGber seine Form und Qualitat,
denn es war im Grunde nur schnell "zusam-
menkopiert" aus den Artikel 38 und 38a des
Statuts und ihren Durchfiihrungsvorschriften
(Artikel 38 betrifft den ABA, Artikel 38a den
Allgemeinen und die 6rtlichen Ausschisse flr
Gesundheit, Ergonomie und Sicherheit am
Arbeitsplatz). Das Dokument umfasste drei
Teile: eine einleitende Erlauterung, einen ersten
Entwurf eines CA-Dokuments und eine "Richt-
linie tber den Krankenversicherungsbeirat”.
Der Entwurf des CA-Dokuments enthielt nur
einen unvollstandigen Teil Il und keinen Teil I,
d. h. keine Hintergrundinformationen, keine
Einfihrung oder Begriindung des Vorschlags,
wie sie normalerweise in der CA-Dokumenten-
vorlage vorgesehen sind. In Teil Il fehlten der
groRte Teil des formalen Vorspanns sowie der
Schlussteil.

Im ABA wurde uns mitgeteilt, dass die jetzige
Konsultation nur als erster Meinungsaustausch
gedacht und zwar eine Stellungnahme des ABA
erbeten sei, diese aber nur als Riickmeldung
diene, die bei der Anderung (und Fertigstellung)
des Dokuments beriicksichtigt werden kénnte,
ehe es erneut dem ABA und (moglicherweise)
dem Verwaltungsrat vorgelegt werde. Das ist
sicher sinnvoll, denn im jetzigen Zustand héatte
das Dokument keineswegs im Rat vorgelegt,
geschweige denn umgesetzt werden kdnnen.
Zudem sind inhaltliche Anderungen unumgéng-
lich, sodass das Dokument auch dem ABA
erneut vorgelegt werden muss.

Ein interessantes Detail des Vorschlags ist,
dass dem Beirat auch ein Mitglied der Ver-
einigung der Pensionare angehoren soll. Wie
bereits in der Einleitung erwahnt, haben weder
der Zentrale Personalausschuss noch wir etwas



dagegen einzuwenden, solange dafur nicht die
Rechte der aktiven Bediensteten beschnitten
werden. Schlie3lich kénnen die Interessen von
aktiven und ehemaligen Bedienstete bei einem
Thema sehr unterschiedlich sein!

Ebenso wenig haben wir Einwande gegen die
Einsetzung eines Krankenversicherungsbeirats
an sich, sofern es sich dabei um ein Experten-
gremium handelt, das eine friilhe Einbeziehung
des Personalausschusses in Beratungen tber
Vorschlage und Zahlen ermdglicht, d. h. vor
inrer Erdrterung im ABA. Mit anderen Worten,
sollte der Beirat den ABA nicht ersetzen,
sondern ein zuséatzliches Expertengremium
zum ABA bilden. Vergleichbare Gremien gibt es
bereits im EPA, so z. B. die Beratergruppe
"Gehaélter" oder den Pflegeversicherungsbeirat.

Die Zusammensetzung des Krankenversiche-
rungsbeirats, wie sie die Amtsleitung vorschlagt,
stellt unseres Erachtens jedoch einen Angriff
auf die Konsultationsrechte des Personals dar.
Gewahrleistet der ABA derzeit das in Artikel 38
Statut garantierte Mindestmalf3 an Konsul-
tationsrechten des Personalausschusses, so
ware der Krankenversicherungsbeirat nach

dem derzeitigen Vorschlag aus mehreren
Griunden schwacher als der ABA.

So sieht der Vorschlag vor, dass der Prasident
des Amts (immer) den Vorsitzenden und drei
Mitglieder des Beirats bestellt. Der Zentrale
Personalausschuss wiirde zwei Mitglieder
bestellen und die Vereinigung der Pensionéare
eines. Damit waren die aktiven Bediensteten im
Beirat stets unterreprasentiert.

Was schwerer wiegt, ist die Tatsache, dass das
Amt vier Dienstorte (und das Biro Briissel) hat,
die alle unterschiedliche Probleme mit dem
jeweiligen Gesundheitssystem haben, was
folglich zu einer unterschiedlichen Interessens-
lage an den einzelnen Dienstorten flihren kann.
Die Vertretung der aktiven Bediensteten auf
zwei Mitglieder zu beschranken, durfte die
Arbeit des vorgeschlagenen Beirats erschweren
und intransparenter machen. Dadurch wiirde
die Glaubwiurdigkeit des Beirats unterminiert -
zumindest in den Augen des Personals, wo-
mdglich aber auch in denen des Managements.
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Ferner sind in dem Dokument keinerlei Fristen
fur die Vorlage von Dokumenten oder die
Abgabe von Stellungnahmen erwahnt.

Fir die vom Zentralen Personalausschuss
bestellten Mitglieder (und, wir vermuten, auch
fur die Pensionarsvereinigung) sind solche
Fristen jedoch unabdingbar. Die Amtsleitung
wirde weit im Voraus wissen, welche Doku-
mente dem Beirat vorgelegt werden. Schliel3lich
verfasst sie diese! Sollte der vorgeschlagene
Beirat allerdings so &@hnlich funktionieren wie
der ABA in letzter Zeit, dann wirden die
Ubrigen Mitglieder von einem Vorschlag erst
erfahren, wenn das betreffende Dokument
vorgelegt wird. Aber genau diese Mitglieder
missen sich mit anderen absprechen: mit dem
Zentralen Personalausschuss, (anderen)
Experten, dem Personal im Allgemeinen und
nicht zuletzt auch untereinander. Wir kdnnen
uns vorstellen, dass dieses Problem vor allem
fur den Vertreter der Pensionarsvereinigung ein
ganz gewaltiges wéare, denn die Ruhegehalts-
empfanger leben in der ganzen Welt verstreut
und verfigen nicht Gber die internen E-Mail-
und Telekommunikationssysteme (Video-
konferenzanlagen), die es im Amt gibt. Dement-
sprechend sind die vom Zentralen Personalaus-
schuss und der Pensionarsvereinigung bestell-
ten Mitglieder auf eine angemessene Zeit fur
ihre Konsultationen angewiesen.

Hinzukommt, dass die Richtlinie Regelungen
fur die Besetzung des vorgeschlagenen Beirats
umfasst und diese durch den Présidenten des
Amts geandert werden kdnnen. Die analoge
Regelung fur den ABA ist die "Durchflihrungs-
vorschrift zu Artikel 38 des Statuts". Gemal
Artikel 124 des Statuts werden solche Durch-
fuhrungsvorschriften vom Verwaltungsrat
erlassen, d. h. im Falle des ABA kann die
betreffende Vorschrift nur unter Einbeziehung
des Rats geandert werden. Bei dem vorge-
schlagenen Beirat kann der Prasident dies
ohne die Kontrolle des Rats tun. Auch das zeigt,
dass der Beirat eine schwéchere Rechtsgrund-
lage hat und damit dem Personal weniger
Sicherheit bietet als das Gremium, das er
ersetzen soll (namlich der ABA).



AuRerdem befiirchten wir Uberschneidungen
mit anderen Ausschiissen. In dem Vorschlag
heil’t es: "Der Krankenversicherungsbeirat ist
zusatzlich zu den ihm durch dieses Statut aus-
dricklich Gbertragenen Aufgaben alleinverant-
wortlich dafir, begriindete Stellungnahmen zu"
einer Liste von die Krankenversicherung
betreffenden Punkten abzugeben. Der ABA
dagegen hat die Aufgabe, begriindete Stellung-
nahmen zu "allen Entwiirfen zur Anderung des
Statuts oder der Versorgungsordnungen, allen
Entwirfen von Durchfiihrungsvorschriften

und ... allen geplanten Malinahmen, die die
Gesamtheit oder einen Teil des diesem Statut
unterliegenden Personals betreffen," abzuge-
ben. Die naheliegende Frage ist: Wo sind die
Grenzen? Das konnten die vom Présidenten
bestellten Mitglieder nicht beantworten! Unserer
Ansicht nach wird dies nicht nur Probleme flr
den ABA aufwerfen, sondern auch fiur die
oOrtlichen Beratenden Ausschiisse, den Allge-
meinen und die ortlichen Ausschiisse fir
Gesundheit, Ergonomie und Sicherheit am
Arbeitsplatz. Aus demselben Grund werden
schon jetzt dieselben Fragen (méglicherweise
aus unterschiedlichen Blickwinkeln) sowohl im
ABA als auch im COHSEC erortert.

Aus den oben genannten Griinden gaben wir
eine negative Stellungnahme zu dem Vorschlag
ab. AuBerdem empfahlen wir eine Alternativ-
I6sung, mit der sich die meisten der vorgenann-
ten Einwande ausraumen lie3en. Insbesondere
schlugen wir vor, den Beirat als zuséatzliches
Expertengremium neben dem ABA und nicht
anstatt des ABA einzusetzen. Mehrere der
obigen Bedenken wirden dadurch gegen-
standslos, z. B. die bezlglich der Fristen und
der Abgrenzung der Zustandigkeiten der ver-
schiedenen Gremien ebenso wie die der
Beschneidung der Konsultationsrechte.

Wir empfahlen dariiber hinaus, dass einem
solchen Beirat Vertreter des Zentralen
Personalausschusses aus allen Dienstorten
angehdren sollten.

AbschlieR3end rieten wir dazu, dass der vorge-
schlagene Beirat seine Tatigkeit ab 2011 im
Rahmen des derzeitigen Umlagesystems
aufnehmen sollte, und zwar als Teil eines
Moratoriums Uber eine Reform der Kranken-
versicherung, das eine umfassende Uberpru-
fung des aktuellen Systems ermdglichen sollte
und darlber hinaus nicht nur das im Statut
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vorgesehene Mindestmald an Konsultation im
ABA, sondern eine breit angelegte Konsultation
des Personals.

Es schien, als ob die vom Prasidenten bestell-
ten Mitglieder einige unserer Bedenken teilten.
Mehrere von ihnen zeigten sich besorgt, dass
der ABA laut dem Vorschlag auf einen Teil
seines Mandats verzichten und diesen einem
anderen Ausschuss abtreten musste. Auch sie
beméngelten, dass das Mandat des Beirats
nicht klar sei und seine Befugnisse offenbar
geringfligiger seien als die des ABA.

Herr Edfjall erklarte, dass die Vereinigung der
Pensionare den Vorschlag grundsatzlich posi-
tiver einschatze, aber eine Vollmitgliedschaft im
ABA bei den sie betreffenden Fragen vorziehen
wurde. Dafiir werde sich die Pensionarsver-
einigung weiterhin stark machen, und nicht nur
daflir, sondern auch fir eine Vollmitgliedschaft
im Aufsichtsrat der RFPSS anstelle eines
reinen Beobachterstatus.

Es bleibt abzuwarten, ob das Dokument noch
einmal im ABA vorgelegt wird, und wenn ja, mit
welchem Inhalt.

Die vom Zentralen Personalausschuss
bestellten Mitglieder des ABA



	Einführung

